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Auswirkungen des Klimawandels für Immobilieneigentümer 

Treibhausgase verändern  
das Klima 

Der Treibhausgasausstoss in der 
Schweiz hat zwischen 1990 und 
2017 um 12% abgenommen; das 
Ziel ist 20% bis 2020. Der wach-
sende Güter- und Personenver-
kehr, der Flugverkehr und insbe-
sondere das Heizen der Gebäu-
de führen zu einem grossen Ver-
brauch an fossilen Energieträ-
gern. Bei der Verbrennung von 
Treibstoffen sowie Brennstoffen 
wie Heizöl und Erdgas wird CO2 
ausgestossen, das den natürli-
chen Treibhauseffekt verstärkt 
und zu einer Erwärmung der Er-
de führt. Der Klimawandel äus-
sert sich in der Schweiz über-
durchschnittlich: Die mittlere Jah-
restemperatur ist seit Messbe-
ginn 1864 um 2°C gestiegen, gut 
doppelt so stark wie im globalen 
Mittel.  

Pariser Klima-Übereinkommen  

Die internationale Staatengemein-
schaft hat sich 2015 in Paris das 
Ziel gesetzt, einen durchschnittli-
chen maximalen globalen Tem-
peraturanstieg von 1.5°C anzu-
streben. Bis 2050 müssen die 
weltweiten Treibhausgasemissi-
onen daher Netto-Null betragen. 
Das bedeutet, dass langfristig 
keine fossilen Emissionen mehr 
in die Atmosphäre gelangen. Mit 
der Ratifizierung des Überein-

kommens von Paris hat sich die 
Schweiz verpflichtet, die Treib-
hausgasemissionen bis 2030 um 
50% gegenüber 1990 zu senken. 
Im Zusammenhang mit dem Kyo-
to-Protokoll hat die Schweiz zu-
gesagt, solche Emissionen um 
15.8% gegenüber 1990 im Durch-
schnitt der Jahre 2013-2020 zu 
reduzieren. 

Ziele des schweizerischen  
Klimaschutzes 

Auf nationaler Ebene verlangt 
das geltende CO2-Gesetz - wie 
oben erwähnt - eine Reduktion 
der Treibhausgase um mindes-
tens 20% im Jahre 
2020 gegenüber 1990, 
ein Ziel das möglicher-
weise nicht erreicht 
wird. Im Jahr 1990 be-
trugen die Emissionen 
ca. 53 Mio. t während 
im Jahr 2017 47.2 Mio. t 
ausgestossen wurden, 
was einem pro Kopf 
Ausstoss von 5.6 t ent-
spricht. Addiert man 
dazu die durch Import-
güter im Ausland verur-
sachten Emissionen, so 
steigen die Pro-Kopf-Emission-
en um mehr als das Doppelte auf 
14 t. 

Drohen Ölheizungen das Aus?  
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Müssen bestehende Ölheizun-
gen nach 15 Jahren ersetzt 
werden? 

Der Nationalrat wird im Frühjahr 
2020 im Rahmen einer Totalrevi-
sion die Weiterentwicklung des 
CO2-Gesetzes beraten und zwar 
mit dem Ziel, die Emissionsmin-
derungen an Treibhausgasen ins-
besondere im Gebäudebereich 
voranzutreiben. 1/3 der Einnah-
men der CO2-Abgabe von zur 
Zeit CHF 96 pro Tonne CO2 flies-
sen in das Gebäudeprogramm, 
das mit diesen Geldern die ener-
getische Sanierung von Gebäu-
den sowie Investitionen in erneu-
erbare Energien fördert. Der 
Ständerat hat vorgeschlagen, 
dass ab 2023 im Fall einer Hei-
zungserneuerung ein CO2-Grenz-
wert von 20 kg pro m2 Energie-
bezugsfläche gelten soll. Damit 
könnten Hausbesitzer nur dann 
eine neue Ölheizung einbauen, 
wenn das Haus sehr gut isoliert 
ist. Die nationalrätliche Kommis-
sion will diese Frist bis 2026 ver-

längern und der Grenzwert soll 
ab diesem Jahr für alle Kantone 
gelten. 
 
Was macht der Aargau? 

Der Grosse Rat wird demnächst 
das Energiegesetz an die Mus-
tervorschriften im Energiebereich 
als auch an die eidgenössischen 
Vorgaben anpassen. Voraus-
sichtliches Inkrafttreten der Best-
immungen ist im Juni 2020. Be-
treffend den Ersatz von Wärme-
erzeugern mit Heizöl werden im 
Grossen Rat zwei Varianten ge-
prüft werden. Eine ist der Ersatz 
der bestehenden Wärmeerzeu-
ger durch solche mit erneuerba-
rer Energie. Die andere schlägt 
vor, dass bei einem Ersatz in be-

stehenden Gebäuden maximal 
30 kg CO2 pro m2 ausgestossen 
werden dürfen. Dieses Maximum 
reduziert sich ab 2027 auf 25 kg 
mit in der Folge weiteren, jährli-

chen Reduktionen. Bei Neubau-
ten gilt ab 2023 ein Grenzwert 
von 12 kg und ab 2031 sind kei-
ne fossilen Wärmerzeuger mehr 
zulässig. Bestehende Wärmeer-
zeuger müssen nicht ersetzt wer-

den. Die Regelung gilt 
nur bei Ersatz von 
bestehenden Heizun-
gen und bei Neubau-
ten. Weiter müssen 
Elektrowassererwärm-
er innert 15 Jahren 
nach Inkrafttreten des 
Gesetzes durch Wär-
mepumpenboiler er-
setzt werden und die 
Besitzer von Elektroh-
eizungen sind zur Er-

stellung eines GEAK® Plus ver-
pflichtet. Die Informationen zu 
den aarg. Förderprogramme sind 
im Internet zu finden. 
 
Auswirkungen auf unsere  
Verwaltungstätigkeit 

Als Verwaltung informieren wir 
uns laufend über die neuesten 
energierechtlichen Vorschriften 
und Auflagen, damit wir sie opti-
mal beraten können. Wir über-
prüfen regelmässig den Zustand 
Ihrer Liegenschaft und können 
Ihnen im Hinblick auf energie-
technische Verbesserungen durch 
unsere Bauabteilung effiziente 
und umfassende Vorschläge un-
terbreiten.  

Auswirkungen des Klimawandels für Immobilieneigentümer 

Gemeinsam schaffen wir 

die Energiewende. 

Ölheizung mit modernem Brennwertkessel 


